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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 12, Juni 1986

über den Abschluß des Protokolls zum Übereinkommen über weiträumige grenzüberschrei­
tende Luftverunreinigung von 1979, betreffend die langfristige Finanzierung des Programms
über die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der weiträumigen Übertragung

von luftverunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP)

( 86 /277 /EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 235 .

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit dem Beschluß 81 /462/EWG ( 3 ) hat die Gemeinschaft
das Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreiten­
de Luftverunreinigung geschlossen .

Das wichtigste Instrument für die Kenntnis der ausgestoße­
nen und gegebenenfalls über die Grenzen getragenen Men­
gen ist das Programm über die Zusammenarbeit bei der
Messung und Bewertung der weiträumigen Übertragung
von luftverunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP),
dessen Verwirklichung im Rahmen des Übereinkommens
fortgesetzt werden muß.

Die Kommission ist am 24 . Mai 1984 ermächtigt worden,
im Namen der Gemeinschaft an den Verhandlungen über
das die langfristige Finanzierung des EMEP-Programms
betreffende Protokoll zu dem Übereinkommen teilzuneh­
men .

Die Verhandlungen haben zur Annahme des endgültigen
Wortlauts des Protokolls sowie zur Festlegung des Auftei­
lungsschlüssels für die Finanzierung des EMEP geführt.

Gemäß der Ermächtigung des Rates vom 25 . September
1984 ist das Protokoll von der Gemeinschaft am 28 . Sep­
tember 1984 bei der zweiten Tagung des Exekutivorgans
des Übereinkommens unterzeichnet worden —

BESCHLIESST :

Artikel 1

Das Protokoll zum Übereinkommen über weiträumige
grenzüberschreitende Luftverunreinigung von 1979 , betref­
fend die langfristige Finanzierung des Programms über die
Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der
weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stof­
fen in Europa (EMEP) wird im Namen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft genehmigt .
Der Text des Protokolls ist diesem Beschluß beigefügt .

Artikel 2

Der Präsident des Rates nimmt die Hinterlegung der in
Artikel 9 des Protokolls vorgesehenen Genehmigungs­
urkunde vor .

Geschehen zu Luxemburg am 12 . Juni 1986 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. WINSEMIUS

0 ) ABl . Nr . C 321 vom 13 . 12 . 1985 , S. 5 .
( 2 ) ABl . Nr. C 88 vom 14 . 4 . 1986 , S. 109 .
( 3 ) ABl . Nr . L 171 vom 27 . 6 . 1981 , S. 11 .
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(Übersetzung)

PROTOKOLL

zum Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung von 1979,
betreffend die langfristige Finanzierung des Programms über die Zusammenarbeit bei der
Messung und Bewertung der weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in

Europa (EMEP)

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

Artikel 1

, Begriffsbestimmungen
Im Sinne des Protokolls bedeutet

1 . „UNO-Anteil" den Anteil einer Vertragspartei für das
betreffende Finanzjahr entsprechend dem für die Auf­
schlüsselung der Ausgaben der Vereinten Nationen
aufgestellten Schema,

2 . „Finanzjahr" das Finanzjahr der Vereinten Nationen ;
die Begriffe „jährliche Grundlage" und „jährliche Aus­
gaben" sind dementsprechend auszulegen .

3 . „Allgemeiner Fonds mit besonderer Zweckbindung"
den vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
geschaffenen allgemeinen Fonds mit besonderer Zweck­
bindung für die Finanzierung der Anwendung des Über­
einkommens über weiträumige grenzüberschreitende
Luftverunreinigung.

4 . „Geographischer Bereich der Tätigkeiten des EMEP"
das Gebiet , in dem die internationalen Zentren des
EMEP koordinierte Messungen vornehmen (*).

DIE VERTRAGSPARTEIEN —

unter Hinweis darauf, daß das Übereinkommen über weit­
räumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung ( im fol­
genden als „das Übereinkommen" bezeichnet ) am 16 . März
1983 in Kraft getreten ist ,

im Bewußtsein der Bedeutung des in den Artikeln 9 und 10
des Übereinkommens genannten „Programms über die
Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der
weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stof­
fen in Europa" ( im folgenden als „EMEP" bezeichnet),

im Bewußtsein der bisher bei der Durchführung des EMEP
erzielten positiven Ergebnisse ,

in Anerkennung der Tatsache, daß die Durchführung des
EMEP bisher dank der vom UN-Umweltprogramm zur
Verfügung gestellten finanziellen Mittel sowie der freiwilli­
gen Beiträge der Regierungen ermöglicht wurde,

in Kenntnis der Tatsache, daß der Beitrag des UN-Umwelt­
programms nur bis Ende 1984 geleistet wird und dieser
Beitrag sowie die freiwilligen Beiträge der Regierungen die
Kosten der Anwendung des Arbeitsplans des EMEP nicht
vollständig decken, so daß deshalb Vorkehrungen getroffen
werden müssen, um die langfristige Finanzierung nach
1984 sicherzustellen ,

im Hinblick auf die von der Wirtschaftskommission für
Europa in ihrer Entscheidung B (XXXVIII ) an die Regie­
rungen der Mitgliedstaaten der EWG gerichtete Forderung,
in der diese mit Nachdruck ersucht werden, gemäß den in
der ersten Sitzung des Exekutivorgans des Übereinkom­
mens ( im folgenden als „Exekutivorgan" bezeichnet) festzu­
legenden Modalitäten die Mittel bereitzustellen , die das
genannte Organ zur erfolgreichen Durchführung seiner
Tätigkeiten , insbesondere derjenigen im Zusammenhang
mit den Arbeiten des EMEP, benötigt ,

unter Hinweis darauf, daß das Übereinkommen keine
Bestimmung über die Finanzierung des EMEP enthält und
es deshalb erforderlich ist , diesbezügliche geeignete Vor­
kehrungen zu treffen ,

Artikel 2

Finanzierung des EMEP

Mit den Mitteln des EMEP werden die jährlichen Ausga­
ben der internationalen Zentren gedeckt , die im Rahmen
des EMEP zusammenarbeiten; diese Ausgaben müssen mit
den im Arbeitsprogramm des Lenkungsorgans des EMEP
genannten Tätigkeiten im Zusammenhang stehen .

Artikel 3

Beiträge

( 1 ) Gemäß den Bestimmungen dieses Artikels wird das
EMEP durch Pflichtbeiträge finanziert , die durch freiwillige
Beiträge ergänzt werden. Die Beiträge können in konver­

in Kenntnis der bei der Ausarbeitung einer offiziellen
Urkunde zur Ergänzung des Übereinkommens zu berück­
sichtigenden Faktoren, die in den vom Exekutivorgan in
seiner ersten Sitzung ( 7 .—10 . Juni 1983 ) angenommenen
Empfehlungen genannt werden —

(') Diese internationalen Zentren sind z . Z. das Koordinierungs­
zentrum für chemische Fragen , das Zentrum für meteorologi­
sche Synthesen-Ost und das Zentrum für meteorologische
Synthesen-West .
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Artikel 5

Jahreshaushaltsplan

Der Jahreshaushaltsplan des EMEP wird vom Lenkungs­
organ des EMEP aufgestellt und spätestens ein Jahr vor
Beginn des entsprechenden Finanzjahres vom Exekutiv­
organ angenommen .

tierbarer Währung , nichtkonvertierbarer Währung oder als
Sachleistung erbracht werden .

(2 ) Alle Vertragsparteien dieses Protokolls , deren Ho­
heitsgebiet sich im geographischen Bereich der Tätigkeiten
des EMEP befindet , zahlen die Pflichtbeiträge auf einer
jährlichen Grundlage .

( 3 ) Die Vertragsparteien dieses Protokolls und die Unter­
zeichner können freiwillige Beiträge leisten , selbst wenn
sich ihr Hoheitsgebiet außerhalb des geographischen
Bereichs der Tätigkeiten des EMEP befindet ; ferner können
andere Länder , Organisationen oder Einzelpersonen , die
das Arbeitsprogramm zu unterstützen wünschen , auf Emp­
fehlung des Lenkungsorgans des EMEP und vorbehaltlich
der Zustimmung des Exekutivorgans freiwillige Beiträge
leisten .

Artikel 6

Änderungen des Protokolls

( 1 ) Jede Vertragspartei dieses Protokolls kann Änderun­
gen des Protokolls vorschlagen .

(2 ) Der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen wird
dem Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für
Europa schriftlich unterbreitet ; dieser übermittelt ihn allen
Vertragsparteien . Das Exekutivorgan erörtert die vorge­
schlagenen Änderungen auf seiner nächsten jährlichen Sit­
zung, sofern die Vorschläge den Vertragsparteien des Pro­
tokolls vom Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission
für Europa mindestens neunzig Tage vorher mitgeteilt
worden sind .

( 3 ) Änderungen dieses Protokolls außer solchen des
Anhangs bedürfen der einvernehmlichen Annahme durch
die Vertreter der Vertragsparteien des Protokolls ; sie treten
für die Vertragsparteien des Protokolls , die sie angenom­
men haben , am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in
Kraft , an dem zwei Drittel dieser Vertragsparteien ihre
Annahmeurkunde beim Verwahrer hinterlegt haben.
Danach treten die Änderungen für jede andere Vertragspar­
tei , die ihre Urkunde über die Annahme der Änderungen
hinterlegt , am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der
betreffenden Hinterlegung in Kraft .

(4 ) Die jährlichen Ausgaben im Zusammenhang mit dem
Arbeitsprogramm werden durch die Pflichtbeiträge ge­
deckt . Die Bar- und Sachleistungen , wie beispielsweise die
der Gastländer der internationalen Zentren , werden im
Arbeitsprogramm genannt . Auf Empfehlung des Lenkungs­
organs und vorbehaltlich der Genehmigung des Exekutiv­
organs können die freiwilligen Beiträge dazu verwendet
werden , entweder die Pflichtbeiträge zu senken oder beson­
dere Tätigkeiten im Rahmen des EMEP zu finanzieren .

( 5 ) Die — vorgeschriebenen oder freiwilligen — Beiträge
in bar werden an den Allgemeinen Fonds mit besonderer
Zweckbindung geleistet .

Artikel 4

Aufschlüsselung der Ausgaben

( 1 ) Die Pflichtbeiträge werden gemäß dem Anhang zu
diesem Protokoll bestimmt .

(2 ) Das Exekutivorgan wird die Notwendigkeit einer
Überarbeitung des Anhangs in Betracht ziehen :
a ) wenn sich die jährlichen Ausgaben für das EMEP

gegenüber dem für das Jahr des Inkrafttretens dieses
Protokolls bzw. dem für das Jahr der letzten Änderung
des Anhangs , sofern diese später erfolgt , angenomme­
nen Jahreshaushaltsplän um das zweieinhalbfache erhö­
hen;

b ) wenn das Exekutivorgan auf Empfehlung des Len­
kungsorgans ein neues internationales Zentrum be­
stimmt;

c ) sechs Jahre nach Inkrafttreten dieses Protokolls bzw.
sechs Jahre nach der letzten Änderung des Anhangs ,
sofern diese später erfolgt .

( 3 ) Die Änderungen des Anhangs werden einvernehmlich
vom Exekutivorgan angenommen.

Artikel 7

Beilegung von Streitigkeiten

Entsteht zwischen zwei oder mehr Vertragsparteien dieses
Protokolls eine Streitigkeit über seine Auslegung oder
Anwendung, so bemühen sich diese Vertragsparteien um
eine Lösung durch Verhandlungen oder durch ein anderes
Verfahren der Beilegung, das sie für annehmbar halten .

Artikel 8

Unterzeichnung

( 1 ) Dieses Protokoll liegt vom 28 . September bis ein­
schließlich 5 . Oktober 1984 im Büro der Vereinten Natio­
nen in Genf und anschließend bis zum 4 . April 1985 beim
Sitz der Vereinten Nationen in New York für die Mitglied­
staaten der Wirtschaftskommission für Europa , für Staa­
ten , die in der Wirtschaftskommission für Europa nach
Absatz 8 der vom Wirtschafts- und Sozialrat am 28 . März
1947 verabschiedeten Entschließung 36 (IV) beratenden
Status haben , sowie für Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration , die von souveränen Staaten, die
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Mitglieder der Wirtschaftskommission für Europa sind,
gebildet werden und für die Aushandlung, den Abschluß
und die Anwendung internationale Übereinkünfte über
Angelegenheiten zuständig sind, die unter dieses Protokoll
fallen , zur Unterzeichnung aus , sofern die betreffenden
Staaten und Organisationen Vertragsparteien des Überein­
kommens sind .

( 2 ) Die obengenannten Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration können in Angelegenheiten , für die
sie zuständig sind , in ihrem eigenen Namen die Rechte
ausüben und die Verantwortlichkeiten wahrnehmen, die
dieses Protokoll den Mitgliedstaaten dieser Organisationen
überträgt . In diesen Fällen sind die Mitgliedstaaten dieser
Organisationen nicht berechtigt , solche Rechte einzeln aus­
zuüben .

a ) mindestens neunzehn der in Artikel 8 Absatz 1 bezeich­
neten Staaten und Organisationen , deren Hoheitsgebiet
sich im geographischen Bereich der Tätigkeiten des
EMEP befindet , ihre Ratifikation-, Annahme-, Geneh­
migungs- oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben und

b) die UNO-Anteile dieser Staaten und Organisationen
insgesamt 40 % übersteigen .

(2 ) Für die in Artikel 8 Absatz 1 bezeichneten Staaten und
Organisationen , die dieses Protokoll ratifizieren, annehmen
oder genehmigen oder ihm beitreten , nachdem die Voraus­
setzungen für das Inkrafttreten nach Absatz 1 Buchstabe a)
erfüllt sind , tritt das Protokoll jeweils am neunzigsten Tag
nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch
den Staat oder die Organisation in Kraft .

Artikel 11

Kündigung

( 1 ) Eine Vertragspartei kann dieses Protokoll jederzeit
nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt , zu dem
es für sie in Kraft getreten ist , durch eine an den Verwahrer
zu richtende schriftliche Notifikation kündigen . Die Kündi­
gung wird am neunzigsten Tag nach Eingang der Notifika­
tion bei dem Verwahrer wirksam .

(2 ) Die finanziellen Verpflichtungen der Partei , die dieses
Protokoll kündigt , bestehen so lange fort , bis die Kündi­
gung wirksam wird .

Artikel 12

Verbindliche Wortlaute

Die Urschrift dieses Protokolls , dessen englischer , französi­
scher und russischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich
ist , wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt .

Artikel 9

Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt

( 1 ) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation , Annahme
oder Genehmigung durch die Unterzeichner .

(2 ) Dieses Protokoll steht vom 5 . Oktober 1984 an für die
in Artikel 8 Absatz 1 bezeichneten Staaten und Organisa­
tionen zum Beitritt offen .

( 3 ) Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretariat der Ver­
einten Nationen hinterlegt ; dieser erfüllt die Aufgaben des
Verwahrers .

Artikel 10

Inkrafttreten

( 1 ) Dieses Protokoll tritt am neunzigsten Tag nach dem
Zeitpunkt in Kraft , an dem

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichner , die hierzu ordnungsgemäß befugt sind , dieses
Protokoll unterschrieben.

Geschehen zu Genf am achtundzwanzigsten September neunzehnhundertvierundachtzig .
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ANHANG

Nach Artikel 4 des Protokolls zum Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung
von 1979, betreffend die langfristige Finanzierung des Programms über die Zusammenarbeit bei der Messung

und Bewertung der weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in Europa ( EMEP)

Die Pflichtbeiträge im Rahmen der Verteilung der Ausgaben des Programms über die Zusammenarbeit bei der
Messung und Bewertung der weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in Europa ( EMEP)
werden nach folgendem Schema berechnet :

%

Österreich
Bulgarien
Spanien
Finnland
Ungarn
Island
Liechtenstein
Norwegen
Polen
Portugal
Deutsche Demokratische Republik
Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik
Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik
Rumänien
San Marino
Heiliger Stuhl
Schweden
Schweiz
Tschechoslowakei
Türkei
UdSSR
Jugoslawien

Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft :

Bundesrepublik Deutschland
Belgien
Dänemark
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Vereinigtes Königreich
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

1.59
0,35
3,54
1,07
0,45
0,06
0,02
1,13
1,42
0,30
2,74
0,71
2.60
0,37
0,02
0,02
2,66
2,26
1,54
0,60

20,78
0,60

15,73
2,36
1,38

11,99
1,00
0,50
6,89
0,10
3,28
8,61
3,33

Insgesamt 100,00

Die Reihenfolge , in der die Vertragsparteien im Anhang aufgeführt sind , bezieht sich speziell auf das System der
Ausgabenaufschlüsselung, das von dem Exekutivorgan des Übereinkommens vereinbart wurde. Infolgedessen
ist diese Reihenfolge ein spezielles Element des Protokolls über die Finanzierung des EMEP .
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RICHTLINIE DES RATES

vom 12 . Juni 1986

über den Schutz der Umwelt und insbesondere der Böden bei der Verwendung von
Klärschlamm in der Landwirtschaft

( 86 / 278 / EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die Artikel 100
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ( J ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Diese Richtlinie bezweckt , die Verwendung von Klär­
schlammin der Landwirtschaft so zu regeln , daß schädliche
Auswirkungen auf Böden , Vegetation , Tiere und Menschen
verhindert und zugleich eine ordnungsgemäße Verwendung
von Klärschlamm gefördert werden .

Unterschiede zwischen den Vorschriften der einzelnen Mit­
gliedstaaten über die Verwendung von Klärschlamm in der
Landwirtschaft könnten Auswirkungen auf das Funktionie­
ren des gemeinsamen Marktes haben . Eine Rechsanglei­
chung im Sinne von Artikel 100 des Vertrages erscheint
daher angebracht .

In landwirtschaftlichen Betrieben verwendeter Klär­
schlamm fällt nicht unter die Richtlinie 75 / 442 / EWG des
Rates vom 15 . Juli 1975 über Abfälle ( 4 ).

Die in der Richtlinie 78 /319 /EWG des Rates vom
20 . März 1978 über giftige und gefährliche Abfälle ( s )
vorgesehenen Maßnahmen gelten insoweit auch für Klär­
schlamm, als sie die im Anhang der Richtlinie aufgeführten
Stoffe oder Materialien enthalten oder durch diese konta­
miniert sind , die so beschaffen sind oder in solchen Mengen
oder Konzentrationen vorhanden sind , daß sie eine Gefahr
für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt bilden .

Es ist notwendig , eine Sonderregelung vorzusehen , die vor
allem gewährleistet , daß der Schutz des Menschen , der
Tiere , der Pflanzen und der Umwelt gegen die schädlichen
Wirkungen gewährleistet ist , die durch die unkontrollierte
Verwendung von Klärschlamm verursacht werden .

Ferner bezweckt diese Richtlinie , erste gemeinschaftliche
Maßnahmen zum Schutz des Bodens festzulegen .

Die Schlämme besitzen vielfach agronomisch nutzbringen­
de Eigenschaften; die Förderung ihrer Verwertung in der
Landwirtschaft ist deshalb gerechtfertigt , vorausgesetzt ,
daß sie ordnungsgemäß verwendet werden. Die Verwen­
dung von Klärschlamm darf die Qualität der Böden und der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse nicht beeinträchtigen .

Einige Schwermetalle können für Pflanzen und Mensch
giftig sein , wenn sie im Erntegut vorkommen , und es sind
daher zwingende Grenzwerte für diese Elemente im Boden
festzulegen .

Die Verwendung der Schlämme muß verboten werden ,
wenn die Konzentration der betreffenden Metalle in den
Böden diese Grenzwerte überschreitet .

Es ist ferner zu vermeiden , daß diese Grenzwerte infolge
der Verwendung von Klärschlamm überschritten werden .
Im Hinblick darauf ist die Einbringung von Schwermetallen
in die Ackerböden dadurch zu begrenzen , daß entweder
jährliche Höchstmengen für die Klärschlammzufuhren fest­
gesetzt werden , wobei bei diesen Metallen Konzentrations­
grenzwerte in den verwendeten Schlämmen nicht über­
schritten werden dürfen , oder die Einhaltung von Grenz­
werten bei den Schwermetallmengen überwacht wird , die
im Zehnjahresdurchschnitt in den Boden eingebracht wer­
den dürfen .

Die Schlämme müssen vor ihrer Verwendung in der Land­
wirtschaft behandelt werden . Die Mitgliedstaaten können
jedoch unter bestimmten Bedingungen die ohne Gefahr für
die Gesundheit von Mensch und Tier erfolgende Verwen­
dung der nicht behandelten Schlämme gestatten, wenn
diese in den Boden eingespült oder eingegraben werden .

Es muß eine bestimmte Frist zwischen der Verwendung der
Schlämme und der Beweidung der Wiesen bzw. der Ein­
bringung der Ernte bei Futteranbauflächen oder bestimm­
ten Kulturen eingehalten werden , welche normalerweise in
unmittelbare Berührung mit dem Boden kommen und
deren Erträge normalerweise in rohem Zustand verzehrt
werden . Die Verwendung von Klärschlamm auf Obst- und

0 ) ABl . Nr . C 264 vom 8 . 10 . 1982 , S. 3 und ABl . Nr . C 154
vom 14 . 6 . 1984 , S. 6 .

( 2 ) ABl . Nr . C 77 vom 19 . 3 . 1984 , S. 136 .
( 3 ) ABl . Nr. C 90 vom 5 . 4 . 1983 , S. 27 .
( 4 ) ABl . Nr . L 194 vom 25 . 7 . 1975 , S. 39 .
( 5 ) ABl . Nr . L 84 vom 31 . 3 . 1978 , S. 43 .
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verhindert und zugleich eine einwandfreie Verwendung von
Klärschlamm gefördert werden .

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie sind :

a ) „Schlämme"
i ) die Schlämme , die aus Kläranlagen zur Behandlung

von Haushalts- oder städtischen Abwässern bzw.
aus anderen Kläranlagen zur Behandlung von
Abwässern in entsprechender Zusammensetzung
stammen ;

ii ) die Schlämme aus Klärgruben und anderen ähnli­
chen Anlagen zur Behandlung von Abwässern;

iii ) die Schlämme, die aus anderen als den unter den
Ziffern i ) und ii ) genannten Kläranlagen stammen .

b ) „Behandelte Schlämme"

die Schlämme, die biologisch , chemisch , thermisch ,
durch langfristige Lagerung oder durch ein anderes
Verfahren so behandelt werden , daß ihre Zersetzbar­
keit und die mit ihrer Verwendung verbundenen hygie­
nischen Nachteile weitgehend verringert werden .

c) „Landwirtschaft"
jeder Anbau von Kulturpflanzen zum Zweck des Han­
dels und der Nahrungsmittelversorgung einschließlich
der Viehzucht ;

d ) „Verwendung"
das Ausbringen der Schlämme auf dem Boden bzw. jede
andere Verwendung der Schlämme auf und in dem
Boden .

Gemüsekulturen während der Vegetationszeit , ausgenom­
men Obstbaumkulturen , ist zu untersagen .

Gemäß den Richtlinien 75 / 440 / EWG (*) und 80 / 68 /
EWG ( 2 ) ist bei der Verwendung der Schlämme darauf zu
achten , daß der Schutz des Bodens sowie des Oberflächen­
und Grundwassers sichergestellt wird .

Zu diesem Zweck ist es erforderlich , die qualitativen Eigen­
schaften der Schlämme und der Böden , auf denen sie
verwendet werden , zu kontrollieren ; es sind daher Analy­
sen der Schlämme und der Böden durchzuführen , von
denen bestimmte Ergebnisse den Verwendern mitzuteilen
sind .

Eine Reihe wichtiger Informationen muß gespeichert wer­
den , um eine bessere Kenntnis der Verwendung der
Schlämme in der Landwirtschaft zu gewährleisten . Diese
Informationen sind der Kommission in Form von regelmä­
ßig zu erstellenden Berichten zu übermitteln, Die Kommis­
sion legt unter Berücksichtigung dieser Berichte nötigenfalls
entsprechende Vorschläge zur Gewährleistung eines ver­
stärkten Schutzes der Böden und der Umwelt vor .

Schlämme , die aus kleineren Kläranlagen stammen, in
denen im wesentlichen nur Brauchwasser aus Haushaltun­
gen behandelt wird , stellen nur ein geringes Risiko für die
Gesundheit von Mensch , Tier und Pflanzen und für die
Umwelt dar . Für diese Schlämme sollte daher eine Befrei­
ung von einigen in bezug auf die Information und Analyse
vorgesehenen Verpflichtungen zugelassen werden .

Die Mitgliedstaaten sollten strengere Bestimmungen , als sie
in dieser Richtlinie vorgesehen sind , erlassen können . Diese
Bestimmungen sind der Kommission mitzuteilen .

Einige in dieser Richtlinie enthaltene Bestimmungen müs­
sen unverzüglich an den technischen und wissenschaftlichen
Fortschritt angepaßt werden können . Um die dafür erfor­
derlichen Maßnahmen leichter durchführen zu können , ist
ein Verfahren zur Einführung einer engen Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission vorzu­
sehen . Diese Zusammenarbeit soll im Rahmen eines Aus­
schusses zur Anpassung an den technischen und wissen­
schaftlichen Fortschritt erfolgen .

Im Vertrag sind — außer in Artikel 235 — die hierfür
erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen —

Artikel 3

( 1 ) Die in Artikel 2 Buchstabe a) Ziffer i ) genannten
Schlämme dürfen in der Landwirtschaft nur gemäß dieser
Richtlinie verwendet werden .

(2 ) Unbeschadet der Richtlinien 75 /442 / EWG und 78 /
319 / EWG

— dürfen die in Artikel 2 Buchstabe a ) Ziffer ii ) genannten
Schlämme in der Landwirtschaft vorbehaltlich der
Bedingungen verwendet werden , die der betreffende
Mitgliedstaat zur Gewährleistung des Schutzes der
menschlichen Gesundheit und der Umwelt gegebenen- -
falls für erforderlich hält ;

— dürfen die in Artikel 2 Buchstabe a ) Ziffer iii ) genann­
ten Schlämme nur dann in der Landwirtschaft verwen­
det werden , wenn der betreffende Mitgliedstaat für ihre
Verwendung Vorschriften festgelegt hat .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Zweck dieser Richtlinie ist es , die Verwendung von Klär­
schlamm in der Landwirtschaft so zu regeln , daß schädliche
Auswirkungen auf Böden, Vegetation , Tier und Mensch Artikel 4

Die Werte für die Konzentrationen von Schwermetallen in
den mit Schlämmen angereicherten Böden , für die Konzen­
tration von Schwermetallen in den Schlämmen und für die

ABl . Nr . L 194 vom 25 . 7 . 1975 , S. 26 .
( 2 ) ABl . Nr . L 20 vom 26 . 1 . 1980 , S. 43 .
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jährlichen Höchstmengen für Schwermetalle , die in die
landwirtschaftlich genutzten Böden eingebracht werden
können , sind in den Anhängen I A , I B und I C festge­
legt .

Berücksichtigung ihrer geographischen und klimati­
schen Lage festgelegt wird, darf auf keinen Fall weniger
als drei Wochen betragen;

b ) auf Obst- und Gemüsekulturen während der Vegeta­
tionszeit , ausgenommen Obstbaumkulturen ;

c) während einer Zeit von zehn Monaten vor der Ernte
und während der Ernte selbst auf Böden , die für Obst­
und Gemüsekulturen bestimmt sind , welche normaler­
weise in unmittelbare Berührung mit dem Boden kom­
men und deren Erträge normalerweise in rohem
Zustand verzehrt werden .

Artikel 5

Unbeschadet des Artikels 12

1 . untersagen die Mitgliedstaaten die Verwendung von
Schlämmen , wenn die Konzentration von einem oder
mehreren Schwermetallen in den Böden die Werte über­
schreitet , die sie gemäß Anhang I A festlegen; sie treffen
die erforderlichen Vorkehrungen , um zu gewährleisten ,
daß diese Grenzwerte nicht infolge der Verwendung der
Schlämme überschritten werden ;

2 . regeln die Mitgliedstaaten die Verwendung von Schläm­
men derart , daß die in Absatz 1 vorgesehenen Grenz­
werte für die Ansammlung von Schwermetallen in den
Böden nicht überschritten werden . Sie wenden zu die­
sem Zweck eines der beiden nachstehend unter Buch­
stabe a ) oder b ) vorgesehenen Verfahren an:

a ) Die Mitgliedstaaten bestimmen die Höchstmengen
an Schlämmen in Tonnen Trockensubstanz , die pro
Oberflächeneinheit und Jahr auf die Böden ausge­
bracht werden dürfen ; hierbei tragen sie den von
ihnen gemäß Anhang I B festgelegten Grenzwerten
für die Konzentration von Schwermetallen Rech­
nung

oder

b ) die Mitgliedstaaten sorgen für die Berücksichtigung
der in Anhang I C festgelegten Grenzwerte für die je
Oberflächeneinheit und je Zeiteinheit in den Boden
eingebrachten Metallmengen .

Artikel 8

Bei der Verwendung von Schlämmen sind folgende Regeln
zu beachten :

— Die Verwendung hat so zu erfolgen , daß den Nährstoff­
bedürfnissen der Pflanzen Rechnung getragen und die
Qualität des Bodens , des Oberflächen- und des Grund­
wassers nicht beeinträchtigt wird .

— Werden Schlämme auf Böden verwendet , deren
pH-Wert unter 6 liegt , so berücksichtigen die Mitglied­
staaten die zunehmende Mobilität der Schwermetalle
und deren zunehmende Aufnahme durch die Pflanzen
und setzen gegebenenfalls die von ihnen gemäß Anhang
I A festgelegten Grenzwerte herab .

Artikel 9

Die Schlämme und die Böden , auf denen sie verwendet
werden , sind gemäß dem in den Anhängen II A und II B
enthaltenen Plan zu analysieren .

Die Probenahmen und Analyseverfahren sind in Anhang
II C angegeben .

Artikel 6

Unbeschadet des Artikels 7

a ) werden die Schlämme vor ihrer Verwendung in der
Landwirtschaft behandelt . Die Mitgliedstaaten können
jedoch nach von ihnen festgelegten Bedingungen die
Verwendung der nicht behandelten Schlämme gestat­
ten , wenn diese in den Boden eingespült oder eingegra­
ben werden;

b ) übermitteln die Klärschlammproduzenten den Benut­
zern regelmäßig alle in Anhang II A genannten Anga­
ben .

Artikel 1 0

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür , daß Register geführt
werden , in denen folgendes vermerkt wird :

a ) die erzeugten Schlammengen und die an die Landwirt­
schaft gelieferten Schlammengen ;

b ) ihre Zusammensetzung und Eigenschaften , in bezug auf
die in Anhang II A genannten Parameter;

c) die Art der Behandlung gemäß Artikel 2 Buchstabe b);

d) die Namen und Anschriften der Empfänger der Schläm­
me sowie die Orte ihrer Verwertung.

( 2 ) Diese Register stehen den zuständigen Stellen zur
Verfügung und dienen als Grundlage für den in Artikel 17
genannten zusammenfassenden Bericht .

( 3 ) Die Behandlungsmethoden und die Analyseergebnisse
sind den zuständigen Stellen auf Anfrage mitzuteilen.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten untersagen die Verwendung oder die
Lieferung von Schlämmen zur Verwendung
a ) auf Weiden oder Futteranbauflächen, wenn vor Ablauf

einer bestimmten Frist diese Weiden beweidet bzw.
diese Futteranbauflächen abgeerntet werden. Diese
Frist, die von den Mitgliedstaaten insbesondere unter
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( 3 ) a ) Die Kommission trifft die in Aussicht genommenen
Maßnahmen , wenn sie der Stellungnahme des Aus­
schusses entsprechen .

b ) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maßnah­
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses oder
ist keine Stellungnahme ergangen, so schlägt die
Kommission dem Rat unverzüglich die zu treffen­
den Maßnahmen vor . Der Rat beschließt mit quali­
fizierter Mehrheit .

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten , nachdem der Vorschlag übermittelt wor­
den ist , keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission
getroffen .

Artikel 16

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie binnen
drei Jahren nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen .

Sie setzen die Kommission unverzüglich hiervon in Kennt­
nis .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 17

Die Mitgliedstaaten erstellen alle vier Jahre und erstmalig
fünf Jahre nach der Bekanntgabe dieser Richtlinie einen
zusammenfassenden Bericht über die Verwendung der
Schlämme in der Landwirtschaft , in dem die ausgebrachten
Schlammengen , die eingehaltenen Kriterien und die aufge­
tretenen Schwierigkeiten vermerkt sind , und übermitteln
ihn der Kommission , die die darin enthaltenen Informatio­
nen veröffentlicht . Die Kommission legt unter Berücksichti­
gung dieses Berichts gegebenenfalls entsprechende Vor­
schläge zur Gewährleistung eines verstärkten Schutzes der
Böden und der Umwelt vor .

Artikel 18

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 11

Die Mitgliedstaaten können Schlämme aus Abwasser­
behandlungsanlagen mit einer kleineren Ausbaugröße als
300 kg BSBs pro Tag, entsprechend 5 000 Einwohner­
gleichwerten , die im wesentlichen zur Behandlung von
Schmutzwasser aus Haushaltungen bestimmt sind , von
Artikel 6 Buchstabe b ) und Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben
b), c) und d) sowie Absatz 2 ausnehmen .

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten können, falls erforderlich , strengere als
die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen erlas­
sen .

Jeder Beschluß dieser Art wird der Kommission nach den
bestehenden Vereinbarungen unverzüglich mitgeteilt .

Artikel 13

Die Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen
Fortschritt entsprechend dem Verfahren des Artikels 15
betrifft die Anhänge zur Richtlinie mit Ausnahme der in
den Anhängen I A, I B und I C aufgeführten Parameter und
Werte aller Faktoren , die die Berechnung dieser Werte
beeinflussen können , sowie der in den Anhängen II A und
II B angegebenen Parameter , die zu analysieren sind .

Artikel 14

( 1 ) Es wird ein Ausschuß für die Anpassung an den
technischen und wissenschaftlichen Fortschritt — im fol­
genden „Ausschuß" genannt — eingesetzt , der aus Vertre­
tern der Mitgliedstaaten besteht und in dem ein Vertreter
der Kommission den Vorsitz führt .

( 2 ) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 15

( 1 ) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfahren
Bezug genommen , so befaßt der Vorsitzende den Ausschuß
von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied­
staats .

(2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der in Aussicht genommenen Maß­
nahmen . Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner­
halb einer Frist , die der Vorsitzende nach Maßgabe der
Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen kann , Stel­
lung. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit von
54 Stimmen zustande , wobei die Stimmen gemäß Arti­
kel 148 Absatz 2 des Vertrages gewogen werden. Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

Geschehen zu Luxemburg am 12 . Juni 1986 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. WINSEMIUS
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ANHANG I A

GRENZWERTE FÜR KONZENTRATIONEN VON SCHWERMETALLEN IN DEN BÖDEN

(mg/kg Trockensubstanz von einer repräsentativen Probe von Böden
— gemäß der Definition in Anhang II C —, deren pH-Wert 6—7 beträgt)

Parameter Grenzwerte (')

Kadmium 1 — 3

Kupfer ( 2 ) 50 — 140

Nickel ( 2 ) 30 — 75

Blei 50 — 300

Zink ( 2 ) 150 — 300

Quecksilber 1 — 1,5
Chrom ( 3 ) —

(*) Die Mitgliedstaaten können eine Überschreitung der von ihnen
festgesetzten Grenzwerte bei der Verwendung der Schlämme
auf Böden gestatten , die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der
Richtlinie für die Beseitigung von Schlämmen bestimmt sind ,
auf denen aber zum Zweck des Handels ausschließlich Futter­
mittel angebaut werden . Die Mitgliedstaaten teilen der Kom­
mission Zahl und Art der betreffenden Böden mit . Sie tragen
ferner dafür Sorge , daß sich daraus keine Gefährdung für
Mensch und Umwelt ergibt .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten können eine Überschreitung der von ihnen
festgesetzten Grenzwerte bei diesen Parametern auf Böden
gestatten , deren ph-Wert ständig höher ist als 7 . Auf keinen
Fall dürfen die zulässigen Höchstkonzentrationen an diesen
Schwermetallen diese Werte um mehr als 50 % überschreiten .
Die Mitgliedstaaten tragen ferner dafür Sorge , daß daraus
keine Gefährdung für Mensch und Umwelt und insbesondere
für das Grundwasser entsteht .

( 3 ) Gegenwärtig ist es . nicht möglich , Grenzwerte für Chrom
festzulegen . Der Rat wird diese Grenzwerte später auf der
Grundlage von Vorschlägen festsetzen , die ihm die Kommis­
sion innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser Richtlinie
unterbreiten wird .

ANHANG I B

KONZENTRATIONSGRENZWERTE FÜR SCHWERMETALLE IN DEN FÜR DIE VERWENDUNG IN
DER LANDWIRTSCHAFT BESTIMMTEN SCHLÄMMEN

(mg/kg Trockensubstanz)

Parameter Grenzwerte

Kadmium 20 — 40

Kupfer 1 000 — 1 750
Nickel 300 — 400
Blei 750 — 1 200
Zink 2 500 — 4 000

Quecksilber 16 — 25

Chrom (*) —

0 ) Gegenwärtig ist es nicht möglich, Grenzwerte für Chrom
festzulegen . Der Rat wird diese Grenzwerte später auf der
Grundlage von Vorschlägen festsetzen , die ihm die Kommis­
sion innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser Richtlinie
unterbreiten wird .
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ANHANG I C

GRENZWERTE FÜR MENGEN VON SCHWERMETALLEN, DIE AUF LANDWIRTSCHAFTLICH
GENUTZTEN BÖDEN AUF DER GRUNDLAGE EINES MITTELWERTES INNERHALB EINES ZEIT­

RAUMS VON ZEHN JAHREN AUFGEBRACHT WERDEN DÜRFEN
(kg/ha /Jahr)

Parameter Grenzwerte (')

Kadmium 0,15
Kupfer 12

Nickel 3

Blei 15

Zink 30

Quecksilber 0,1
Chrom ( 2 ) —

( ! ) Die Mitgliedstaaten können eine Überschreitung der obenge­
nannten Grenzwerte bei der Verwendung der Schlämme auf
Böden gestatten , die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der
Richtlinie für die Beseitigung von Schlämmen bestimmt sind ,
auf denen aber zum Zweck des Handels ausschließlich Futter­
mittel angebaut werden . Die Mitgliedstaaten teilen der Kom­
mission Zahl und Art der betreffenden Böden mit . Sie tragen
ferner dafür Sorge , daß sich daraus keine Gefährdung für
Mensch und Umwelt ergibt .

( 2 ) Gegenwärtig ist es nicht möglich , Grenzwerte für Chrom
festzulegen . Der Rat wird diese Grenzwerte später auf der
Grundlage von Vorschlägen festsetzen , die ihm die Kommis­
sion innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser Richtlinie
unterbreiten wird .

ANHANG II A

ANALYSE DER SCHLÄMME

1 . In der Regel sind die Klärschlämme mindestens alle sechs Monate einer Analyse zu unterziehen . Treten
qualitative Veränderungen des behandelten Wassers auf, so ist die Häufigkeit dieser Analysen zu erhöhen .
Wenn sich die Ergebnisse der Analysen über einen Zeitraum von einem Jahr hinweg nicht wesentlich
ändern , müssen die Schlämme mindestens alle zwölf Monate analysiert werden .

2 . Bei Schlämmen aus Kläranlagen im Sinne des Artikels 11 muß für den Fall , daß in den zwölf Monaten vor
Anwendung dieser Richtlinie in jedem Mitgliedstaat keine Analyse der Schlämme erfolgt ist , innerhalb von
zwölf Monaten nach dieser Anwehdung oder gegebenenfalls binnen einer Frist von sechs Monaten nach
dem Beschluß über die Zulassung der Verwendung der Schlämme aus solchen Anlagen in der Landwirt­
schaft eine Analyse vorgenommen werden . Die Mitgliedstaaten beschließen über die Häufigkeit der weiteren
Analysen unter Berücksichtigung der Ergebnisse der ersten Analyse , der etwaigen Veränderungen der
behandelten Abwässer und aller anderen diesbezüglichen Faktoren .

3 . Die Analysen erstrecken sich vorbehaltlich des Absatzes 4 auf folgende Parameter :

— Trockensubstanz , organische Substanz ;

— pH-Wert ;

— Stickstoff und Phosphor ;

— Kadmium , Kupfer , Nickel , Blei , Zink , Quecksilber , Chrom .

4 . Bei Kupfer , Zink und Chrom entscheiden die Mitgliedstaaten über die Häufigkeit der Analysen , wenn der
zuständigen Behörde des Mitgliedstaats nachgewiesen wurde , daß diese Metalle in den durch die Kläranlage
behandelten Gewässern nicht oder nur in unerheblicher Menge vorhanden sind .
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ANHANG IIB

ANALYSE DER BÖDEN

1 . Vor einer Verwendung anderer Schlämme als Schlämme aus den in Artikel 11 genannten Abwasserbehand­
lungsanlagen müssen sich die Mitgliedstaaten vergewissern , daß der Schwermetallgehalt in den Böden die
gemäß Anhang I A festgesetzten Grenzwerte nicht überschreitet . Zu diesem Zweck beschließen die
Mitgliedstaaten über die durchzuführenden Analysen unter Berücksichtigung der wissenschaftlichen Daten ,
die über die Merkmale der Böden und ihre Homogenität vorliegen .

2 . Die Mitgliedstaaten beschließen über die Häufigkeit der weiteren Analysen unter Berücksichtigung des vor
der Verwendung der Schlämme festgestellten Metallgehalts in den Böden , der Menge und der Zusammen­
setzung der verwendeten Schlämme sowie aller anderen diesbezüglichen Faktoren .

3 . Die Analysen erstrecken sich auf folgende Parameter :

— pH-Wert ;

— Kadmium, Kupfer , Nickel , Blei , Zink , Quecksilber , Chrom .

ANHANG II C

PROBENAHME- UND ANALYSEVERFAHREN

1 . Probenahme bei Böden

Repräsentative Proben von Böden , die einer Analyse zu unterziehen sind , liegen in der Regel dann vor ,
wenn eine Mischung von 25 Proben zusammengestellt worden ist, die einer homogenen , genutzten Fläche
von höchstens 5 Hektar entnommen wurden .

Die Entnahmen müssen in einer Tiefe von 25 cm erfolgen , es sei denn , die Tiefe der Ackerbodenschicht läge
unter diesem Wert, wobei aber die Tiefe der Probenahme in diesem Fall nicht weniger als 10 cm betragen
darf.

2 . Probenahme bei Schlämmen

Den Schlämmen sind nach ihrer Aufbereitung , aber vor ihrer Lieferung an den Benutzer Proben zu
entnehmen; sie sollten für die Produktion von Schlämmen repräsentativ sein .

3 . Analyseverfahren

Die Schwermetall-Analyse ist nach starker Naßveraschung vorzunehmen . Das Referenzanalyseverfahren ist
die atomare Absorptionsspektrometrie . Dabei dürfen von dem jeweiligen Metall nicht mehr als 10 % des
entsprechenden Grenzwertes aufgefunden werden .
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RICHTLINIE DES RATES

vom 12. Juni 1986

zur Änderung der Richtlinie 84 / 631 /EWG über die Überwachung und Kontrolle — in der
Gemeinschaft — der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle

( 86 / 279 / EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Angaben hinsichtlich der Zustimmung des Bestimmungs­
drittlandes machen und der Empfänger der Abfälle über
angemessene technische Kapazitäten für die Beseitigung der
Abfälle verfügen .

Außerdem hat die Erfahrung gezeigt , daß es im Falle der
Verbringung von Abfällen in ein Land außerhalb der
Gemeinschaft günstiger wäre , wenn das Recht , die Bestäti­
gung über den Eingang der Notifizierung auszustellen oder
Einwände gegen die Verbringung zu erheben , dem Ver­
sandmitgliedstaat zuerkannt würde . Unter bestimmten
Umständen sollte jedoch dieses Recht der Mitgliedstaat
besitzen , durch den die Abfälle zuletzt befördert werden .

Um diesen verschiedenen Anforderungen zu genügen , muß
die Richtlinie 84 / 631 / EWG geändert werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die Artikel 100
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission 0 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften
für den Umweltschutz , das am 22 . November 1973 ( 4 ) vom
Rat angenommen wurde und zu dessen Fort- und Umset­
zung die Entschließungen vom 17 . Mai 1977 ( 5 ) und vom
7 . Februar 1983 ( 6 ) verabschiedet wurden , sieht eine
gemeinschaftliche Maßnahme zur Überwachung der Besei­
tigung gefährlicher Abfälle vor .

Die Mitgliedstaaten sind aufgrund der Richtlinie 78 / 319 /
EWG ( 7 ) verpflichtet , die erforderlichen Maßnahmen zu
treffen, damit giftige und gefährliche Abfälle beseitigt wer­
den , ohne die menschliche Gesundheit zu gefährden oder
die Umwelt zu schädigen .

Zu diesem Zweck organisiert die Richtlinie 84/ 631 /
EWG ( 8 ) die Überwachung und Kontrolle — in der
Gemeinschaft — der grenzüberschreitenden Verbringung
gefährlicher Abfälle .

Beim Schutz der Umwelt vor Gefahren , die von den
genannten Abfällen herrühren , müssen die Gefahren der
Verschmutzung berücksichtigt werden , die außerhalb der
Gemeinschaft auftreten können .

Somit müssen im Falle der Verbringung von Abfällen in ein
Land außerhalb der Gemeinschaft der Besitzer im Rahmen
der Notifizierung der Verbringung zufriedenstellende

Artikel 1

Die Artikel 3 , 4 , 5 , 7 und 17 der Richtlinie 84 / 631 /EWG
erhalten folgende Fassung:

„Artikel 3

( 1 ) Hat der Besitzer der Abfälle die Absicht , diese von
einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat oder
durch einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten zu
verbringen oder verbringen zu lassen oder sie aus einem
dritten Staat in einen Mitgliedstaaat zu verbringen oder
die Abfälle aus einem Mitgliedstaat in einen dritten
Staat zu verbringen , so notifiziert er dies der zuständi­
gen Behörde des für die Ausstellung der Empfangsbe­
stätigung verantwortlichen Mitgliedstaats , wobei er den
zuständigen Behörden der anderen betroffenen Mit­
gliedstaaten und gegebenenfalls dem Bestimmungsdritt­
staat und / oder dem ( den ) Transitdrittstaat(en) eine
Ausfertigung des Notifizierungsschreibens übermittelt .

( 2 ) Die Notifizierung erfolgt mit Hilfe des einheit­
lichen Begleitscheins , im folgenden Begleitschein
genannt , der gemäß Artikel 15 zu erstellen und dessen
Inhalt in Anhang I festgelegt ist .

( 3 ) Im Rahmen dieser Notifizierung unterrichtet der
Besitzer der Abfälle die zuständige Behörde des für die
Ausstellung der Empfangsbestätigung verantwortlichen
Mitgliedstaats hinreichend , insbesondere über

i 1 ) ABl . Nr . C 284 vom 7 . 11 . 1985 , S. 5 .
( 2 ) ABl . Nr . C 36 vom 17 . 2 . 1986 , S. 197 .
( 3 ) ABl . Nr . C 354 vom 31 . 12 . 1985 , S. 4 .
( 4 ) ABl . Nr. C 112 vom 20 . 12 . 1973 , S. 3 .
( 5 ) ABl . Nr . C 139 vom 13 . 6 . 1977 , S. 3 .
( 6 ) ABl . Nr . C 46 vom 17 . 2 . 1983 , S. 1 .
C ) ABl . Nr . L 84 vom 31 . 3 . 1978 , S. 43 .
( 8 ) ABl . Nr . L 326 vom 13 . 12 . 1984 , S. 31 .
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— den Ursprung und die Zusammensetzung der Abfäl­
le sowie den Namen des Erzeugers ; wenn es sich um
Abfälle verschiedenen Ursprungs handelt , übermit­
telt der Besitzer ein ausführliches Verzeichnis der
Abfälle und teilt dabei die Namen der Ersterzeuger
mit , sofern diese bekannt sind ;

— die in bezug auf Strecken und Versicherung für
Schäden , die Dritten entstehen , getroffenen Vorkeh­
rungen ;

— die zur Gewährleistung der Transportsicherheit zu
treffenden Maßnahmen und insbesondere die
Beachtung der von den betroffenen Mitgliedstaaten
für die Ausübung dieser Transporttätigkeit festge­
legten Bedingungen durch das Transportunterneh­
men ;

— das Bestehen einer vertraglichen Vereinbarung mit
dem Empfänger der Abfälle , der über eine angemes­
sene technische Kapazität verfügen muß, um die
betreffenden Abfälle unter Bedingungen zu beseiti­
gen , die weder die menschliche Gesundheit noch die
Umwelt gefährden . Bei Lagerung, Behandlung oder
Ablagerung der Abfälle in einem Mitgliedstaat muß
der Empfänger auch über eine Genehmigung gemäß
Artikel 9 der Richtlinie 78 /' 319 / EWG oder gemäß
Artikel 6 der Richtlinie 76 / 403 /EWG verfügen :

(4 ) Bei einer Verbringung von Abfällen aus einem
Mitgliedstaat in einen dritten Staat muß dem Besitzer
der Abfälle die Zustimmung des Bestimmungsdrittstaats
vorliegen , bevor er das Notifizierungsverfahren nach
Absatz 3 einleitet . Die Notifizierung muß hinreichende
Informationen über diese Zustimmung enthalten .

Abfällen — durch die zuständigen Behörden des
Versandmitgliedstaats , soweit nicht der im letzten
Unterabsatz dieses Absatzes vorgesehene Fall vor­
liegt ,

wobei je eine Ausfertigung dem Empfänger der Abfälle
und den zuständigen Behörden der anderen betroffenen
Mitgliedstaaten sowie gegebenenfalls dem Bestim­
mungsdrittstaat und dem (den ) Transitdrittstaat(en)
zuzuleiten ist .

Werden die Abfälle in einem an den letzten Transitmit­
gliedstaat angrenzenden Drittstaat beseitigt , so hat der
betreffende Transitmitgliedstaat das Recht , anstelle des
unter Buchstäbe c) genannten Mitgliedstaats die Emp­
fangsbestätigung auszustellen oder Einwände zu erhe­
ben . Ein Transitmitgliedstaat , der beabsichtigt , das ihm
in diesem Unterabsatz zuerkannte Recht auszuüben ,
hat dies der Kommission und den anderen Mitgliedstaa­
ten bekannzugeben . Er darf dieses Recht frühestens drei
Monate nach dieser Bekanntgabe ausüben .

( 3 ) Einwände sind anhand der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften zum Schutz der Umwelt , zur Wah­
rung der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung oder
zum Schutz der Gesundheit zu begründen , die mit
dieser Richtlinie , mit anderen gemeinschaftlichen
Rechtsakten oder mit internationalen Übereinkommen ,
die der betroffene Mitgliedstaat auf diesem Gebiet vor
der Bekanntgabe dieser Richtlinie geschlossen hat , in
Einklang stehen .

(4 ) Sobald sich die zuständigen Behörden des in
Absatz 2 genannten Mitgliedstaats vergewissert haben ,
daß die Probleme , die sie zu ihrem Einwand veranlaßt
haben , gelöst sind, übermitteln sie dem Besitzer der
Abfälle unverzüglich eine Empfangsbestätigung und lei­
ten je eine Ausfertigung hiervon dem Empfänger der
Abfälle und den zuständigen Behörden der anderen
betroffenen Mitgliedstaaten sowie gegebenenfalls
dem Bestimmungsdrittstaat und dem (den ) Transitdritt­
staat(en) zu .

( 5 ) Die Empfangsbestätigung, die dem Besitzer der
Abfälle gemäß diesem Artikel von den zuständigen
Behörden des in Absatz 2 genannten Mitgliedstaats
zugeleitet wird , befreit den Erzeuger dieser Abfälle oder
wen auch immer nicht von seinen Verpflichtungen , die
sich aus den geltenden einzelstaatlichen und gemein­
schaftlichen Bestimmungen ergeben .

( 6 ) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 können die
zuständigen Behörden des Versandmitgliedstaats und
des ( der ) etwaigen Transitmitgliedstaats (Transitmit­
gliedstaaten) binnen fünfzehn Tagen nach der Notifizie­
rung erforderlichenfalls Auflagen für die Beförderung
der Abfälle in ihrem Hoheitsgebiet festlegen . Diese
Auflagen , die dem Besitzer der Abfälle zuzuleiten sind ,
wobei eine Ausfertigung hiervon an die zuständigen
Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten zu richten ist,
dürfen nicht strenger sein als die Auflagen für ähnliche
Verbringungen , die unter Beachtung der geltenden

Artikel 4

( 1 ) Eine grenzüberschreitende Verbringung ist nur
zulässig , wenn die zuständigen Behörden des in Ab­
satz 2 Buchstaben a), b ) oder c) genannten Mitglied­
staats den Eingang der Notifizierung bestätigt haben .
Die Empfangsbestätigung ist in den Begleitschein einzu­
tragen .

( 2 ) Die Empfangsbestätigung oder ein nach Absatz 3
erhobener Einwand ist dem Besitzer der Abfälle späte­
stens einen Monat nach Eingang der Notifizierung zu
übermitteln , und zwar

a ) entweder durch die zuständigen Behörden des
Bestimmungsmitgliedstaats ,

b ) oder — bei der Durchfuhr von aus einem Drittstaat
kommenden und zur Beseitigung außerhalb der
Gemeinschaft bestimmten Abfällen durch die
Gemeinschaft — durch die zuständigen Behörden
des letzten Mitgliedstaats , durch den diese Abfälle
befördert werden sollen ,

c ) oder — bei der Durchfuhr von aus einem Mitglied­
staat kommenden und zur Beseitigung außerhalb
der Gemeinschaft in einem Drittstaat bestimmten
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den zuständigen Behörden des Versandmitgliedstaats
zuleiten . Diese Ausfertigungen werden mindestens zwei
Jahre lang aufbewahrt .

( 2 ) Der Besitzer der Abfälle hat den zuständigen
Behörden des in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b ) oder c)
genannten Mitgliedstaats ferner binnen sechs Wochen
nach Abgang der Abfälle aus der Gemeinschaft anzuzei­
gen oder zu bescheinigen , daß diese Abfälle ihren
Bestimmungsort erreicht haben , und dabei die letzte
Grenzübergangsstelle in der Gemeinschaft anzugeben,
über die die Sendung geleitet wurde.

Artikel 17

Abfälle von Nichteisenmetallen (einschließlich insbe­
sondere Abfall , Schrott , Schlamm , Asche und Staub),
die aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung zur Wie­
derverwendung, ; Aufbereitung oder Rückgewinnung
bestimmt sind , sind von dieser Richtlinie ausgenom­
men , sofern folgende Bedingungen erfüllt sind :
a ) Der Besitzer muß auf einem einheitlichen Vordruck,

dessen Inhalt in Anhang III festgelegt ist und der bei
der Beförderung mitgeführt werden muß , eine
Erklärung abgeben , daß diese Stoffe für die betref­
fenden Vorgänge bestimmt sind, und eine Ausferti­
gung dieses Dokuments den zuständigen Behörden
des in Artikel 4 Absatz 2 genannten Mitgliedstaats
zuleiten .

b ) Der Empfänger muß auf diesem Dokument , das er
den zuständigen Behörden des in Buchstabe a)
genannten Mitgliedstaat spätestens fünfzehn Tage
nach Eintreffen der Stoffe zuleitet , erklären , daß
diese Vorgänge tatsächlich durchgeführt werden ."

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie späte­
stens am 1 . Januar 1987 nachzukommen . Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit , die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Luxemburg am 12 . Juni 1986 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. WINSEMIUS

Übereinkommen ausschließlich innerhalb des Hoheits­
gebiets des betroffenen Mitgliedstaats durchgeführt
werden . Der Besitzer der Abfälle ist gehalten, diesen
Auflagen nachzukommen, um die Beförderung durch­
führen zu können .

Bis spätestens zwanzig Tage nach Eingang der Notifi­
zierung können die zuständigen Behörden des Versand- .
mitgliedstaats auch als Einwand geltend machen , daß
die Verbringung der Abfälle die Durchführung der nach
Artikel 12 der Richtlinie 78 / 31 9 /EWG bzw . Artikel 6
der Richtlinie 76 / 403 / EWG erstellten Pläne beein­
trächtigt oder den Verpflichtungen aufgrund internatio­
naler Übereinkommen zuwiderläuft , die er auf diesem
Gebiet vor Bekanntgabe dieser Richtlinie geschlossen
hat . Ein solcher Einwand ist dem Abfallbesitzer und
eine Ausfertigung davon den zuständigen Behörden der
betreffenden Mitgliedstaaten zuzuleiten .

Artikel 5

( 1 ) Der Besitzer der Abfälle kann ein Verfahren der
Sammelnotifizierung anwenden , wenn Abfälle mit den­
selben physikalischen und chemischen Eigenschaften
regelmäßig über dieselbe Ausfuhrzollstelle des Versand­
mitgliedstaats , über dieselbe Einfuhrzollstelle des
Bestimmungsmitgliedstaats und im Falle des Transitver­
kehrs über dieselben Einfuhr- und Ausfuhr-Zollstellen
des Transitmitgliedstaats (der Transitmitgliedstaaten)
zu demselben Empfänger verbracht werden .

(2 ) Die zuständigen Behörden des in Artikel 4 Ab­
satz 2 genannten Mitgliedstaats und gegebenenfalls des
Transitmitgliedstaats (der Transitmitgliedstaaten) kön­
nen ihre Zustimmung zu diesem Verfahren der Sammel­
notifizierung davon abhängig machen , daß ihnen
bestimmte Angaben , wie beispielsweise die genauen
Mengen oder die regelmäßige Aufstellung über die zu
verbringenden Abfälle übermittelt werden .

( 3 ) Im Rahmen eines Verfahrens der Sammelnotifizie­
rung kann sich eine einzige Empfangsbestätigung im
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 auf mehrere Abfall­
sendungen innerhalb eines Zeitraums von bis zu einem
Jahr erstrecken .

(4 ) Die Sammelnotifizierung erfolgt mit Hilfe des
Begleitscheins .

Artikel 7

( 1 ) Wenn die Abfälle die Gemeinschaft zwecks Beseiti­
gung in einem Gebiet außerhalb der Gemeinschaft
verlassen, übermittelt — abweichend von Artikel 6
Absatz 4 — die Zollbehörde des letzten Mitgliedstaats ,
durch den die Verbringung erfolgt , den zuständigen
Behörden dieses Mitgliedstaats eine Ausfertigung des
Begleitscheins , die in dem in Artikel 4 Absatz 2 Buch­
stabe c) genannten Falle eine Ausfertigung davon auch
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RICHTLINIE DES RATES

vom 12 . Juni 1986

betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für die Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe im
Sinne der Liste I im Anhang der Richtlinie 76 /464 /EWG

( 86 / 280 / EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die Artikel 100
und 235 ,

gestützt auf die Richtlinie 76 /464 / EWG des Rates vom
4 . Mai 1976 betreffend die Verschmutzung infolge der
Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe in die Gewässer
der Gemeinschaft (*), insbesondere auf Artikel 6 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 2 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 3 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 4 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Zum Schutz der Gewässer der Gemeinschaft gegen die
Verschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe wurde
durch Artikel 3 der Richtlinie 76 /464 / EWG eine Regelung
vorheriger Genehmigungen eingeführt , mit denen Emis­
sionsnormen für die Ableitung der in Liste I des Anhangs
aufgeführten Stoffe festgesetzt werden . Artikel 6 derselben
Richtlinie sieht die Festsetzung von Grenzwerten für die
Emissionsnormen sowie von Qualitätszielen für die verun­
reinigten Gewässer vor , die durch Ableitungen der genann­
ten Stoffe betroffen sind .

Die Mitgliedstaaten müssen die Grenzwerte beachten, aus­
genommen in den Fällen , in denen sie die Qualitätsziele
anwenden können.

Die in der vorliegenden Richtlinie genannten gefährlichen
Stoffe sind hauptsächlich auf der Grundlage der in der
Richtlinie 76 /464 / EWG vorgesehenen Kriterien gewählt
worden .

Da die Verschmutzung, die durch die Ableitung dieser
Stoffe in die Gewässer entsteht , von einer großen Anzahl
von Industriebetrieben verursacht wird , müssen für die
Ableitungen spezifische Grenzwerte je nach Art des Indu­
striezweigs festgesetzt und Qualitätsziele für die Gewässer ,
in die diese Stoffe abgeleitet werden , festgelegt werden.

Der Zweck der Grenzwerte und der Qualitätsziele muß
darin bestehen , die Verschmutzung der verschiedenen
Gewässerzonen, die durch Ableitungen dieser Stoffe beein­
trächtigt werden könnten , zu beseitigen .

Diese Grenzwerte und Qualitätsziele müssen zu diesem
Zweck und dürfen nicht in der Absicht , Vorschriften für
den Verbraucherschutz oder den Absatz von aus dem
Wasser stammenden Erzeugnissen zu erlassen , festgelegt
werden .

Damit die Mitgliedstaaten nachweisen können, daß die
Qualitätsziele eingehalten werden , müssen für jedes ausge­
wählte und angewandte Qualitätsziel Berichte an die Kom­
mission vorgesehen werden.

Die Mitgliedstaaten haben dafür zu sorgen , daß die in
Anwendung dieser Richtlinie erlassenen Maßnahmen nicht
zu einer stärkeren Luft- oder Bodenverschmutzung führen
können .

Im Hinblick auf eine wirksame Anwendung dieser Richt­
linie ist vorzusehen, daß die Mitgliedstaaten die von den
Ableitungen der vorstehend genannten Stoffe betroffenen
Gewässer überwachen . Die Befugnisse zur Einführung die­
ser Überwachung sind in der Richtlinie 76 /464 / EWG
nicht vorgesehen . Da besondere Befugnisse hierfür im Ver­
trag nicht vorgesehen sind, ist Artikel 235 heranzuziehen.

Für bestimmte Quellen, die in nennenswertem Umfang eine
Verschmutzung durch diese Stoffe hervorrufen und die
nicht der Regelung der gemeinschaftlichen Grenzwerte oder
der einzelstaatlichen Emissionsnormen unterliegen, müssen
spezifische Programme zur Beseitigung der Verschmutzung
aufgestellt werden . Die Befugnisse hierfür sind ebenfalls
nicht in der Richtlinie 76 /464 / EWG vorgesehen . Da ent­
sprechende spezifische Vorschriften nicht im Vertrag vorge­
sehen sind , ist dessen Artikel 235 heranzuziehen.

Da für Grundwasser die Richtlinie 80 /68 / EWG (5 ) erlas­
sen worden ist , fällt es nicht in den Anwendungsbereich der
vorliegenden Richtlinie .

Im Hinblick auf eine wirksame Anwendung dieser Richt­
linie ist vorzusehen , daß die Kommission dem Rat alle fünf
Jahre eine vergleichende Bewertung ihrer Anwendung
durch die Mitgliedstaaten übermittelt .

0 ) ABl . Nr . L 129 vom 18 . 5 . 1976 , S. 23 .
( 2 ) ABl . Nr. C 70 vom 18 . 3 . 1985 , S. 15 .
( 3 ) ABl . Nr. C 120 vom 20 . 5 . 1986 .
( 4 ) ABl . Nr . C 188 vom 29 . 7 . 1985 , S. 19 . (5 ) ABl . Nr . L 20 vom 26 . 1 . 1980 , S. 43 .



4 . 7 . 86 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 181 / 17

( 2 ) Diese Richtlinie findet auf die in Artikel 1 der Richt­
linie 76 /464 / EWG genannten Gewässer mit Ausnahme des
Grundwassers Anwendung.

Diese Richtlinie ist auf Vorschlag der Kommission an die
Entwicklung des wissenschaftlichen Erkenntnisstandes
hauptsächlich in bezug auf Toxizität , Langlebigkeit und
Akkumulation der genannten Stoffe in lebenden Organis­
men und in Sedimenten oder im Falle einer Verbesserung
der besten verfügbaren technischen Mittel anzupassen und
zu ergänzen . Zu diesem Zweck ist vorzusehen , daß die
Richtlinie durch Vorschriften betreffend neue gefährliche
Stoffe ergänzt wird und der Inhalt der Anhänge geändert
wird —

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie sind

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :
a ) „Stoffe"

die aus den Stoffamilien und -gruppen im Sinne der
Liste I im Anhang der Richtlinie 76 /464 / EWG ausge­
wählten gefährlichen Stoffen , die in Anhang II der
vorliegenden Richtlinie aufgeführt sind ;

b ) „Grenzwerte"
die für die unter Buchstabe a) genannten Stoffe festge­
legten Werte in Anhang II Teil A;

c) „Qualitätsziele"
die für die unter Buchstabe a) genannten Stoffe festge­
legten Anforderungen in Anhang II Teil B ;

d ) „Verwendung der Stoffe"
jedes industrielle Verfahren , bei dem einer oder mehre­
re der unter Buchstabe a) genannten Stoffe hergestellt ,
verarbeitet oder benutzt wird/werden oder jedes andere
industrielle Verfahren , bei dem einer oder mehrere
dieser Stoffe auftritt / auftreten ;

e ) „Industriebetrieb"
ein Betrieb , in dem ein oder mehrere der unter Buch­
stabe a ) genannten Stoffe oder andere Stoffe , die die
unter Buchstäbe a) genannten Stoffe enthalten, verwen­
det wird/werden ;

f) „bestehender Betrieb"

ein Industriebetrieb , der seine Produktion spätestens
zwölf Monate nach Bekanntgabe dieser Richtlinie oder
gegebenenfalls spätestens zwölf Monate nach der
Bekanntgabe der Richtlinie zur ihrer Änderung, die
einen solchen Betrieb betrifft , aufnimmt;

g ) „neuer Betrieb"
— ein Industriebetrieb , der seine Produktion mehr als

zwölf Monate nach der Bekanntgabe dieser Richt­
linie oder gegebenenfalls mehr als zwölf Monate
nach der Bekanntgabe der Richtlinie zu ihrer Ände­
rung, die einen solchen Betrieb betrifft , aufnimmt;

— ein bestehender Industriebetrieb , dessen Kapazität
zur Verwendung der Stoffe mehr als zwölf Monate
nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Richt­
linie oder gegebenenfalls mehr als zwölf Monate
nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe der Änderung
der Richtlinie , die einen solchen Betrieb betrifft ,
erheblich erhöht wird .

Artikel 1

( 1 ) Diese Richtlinie

— legt gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 76 / 464 /
EWG Grenzwerte für Emissionsnormen für die in Arti­
kel 2 Buchstabe a) genannten Stoffe in Ableitungen aus
Industriebetrieben im Sinne des Artikels 2 Buchstabe e )
der vorliegenden Richtlinie fest ;

— legt gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 76 /464 /
EWG Qualitätsziele für Gewässer in bezug auf die in
Artikel 2 Buchstabe a) der vorliegenden Richtlinie
genannten Stoffe fest ;

— legt gemäß Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 76 / 464 /
EWG die Zeitpunkte zur Erfüllung der Voraussetzun­
gen für die von den zuständigen Stellen der Mitglied­
staaten für bestehende Ableitungen erteilten Genehmi­
gungen fest ;

— legt gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie 76 /464 /
EWG die Referenzmeßverfahren für die Bestimmung
des Gehalts der in Artikel 2 Buchstabe a ) der vorliegen­
den Richtlinie genannten Stoffe in Ableitungen und in
Gewässern fest ;

— legt gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 76 /464 /
EWG ein Überwachungsverfahren fest;

— schreibt den Mitgliedstaaten vor , im Falle von Ablei­
tungen , die die Gewässer mehrerer Mitgliedstaaten
betreffen , zusammenzuarbeiten;

— schreibt den Mitgliedstaaten vor , Programme zur Ver­
meidung oder Beseitigung der Verschmutzung, die aus
den in Artikel 5 genannten Quellen stammt, aufzustel­
len ;

— sieht in Anhang I allgemeine Bestimmungen zur Anwen­
dung auf sämtliche Stoffe im Sinne von Artikel 2 Buch­
stabe a ), vor allem für Grenzwerte für Emissionsnor­
men ( Teil A), Qualitätsziele (Teil B ) und Referenzmeß­
verfahren ( Teil C), vor ;

— sieht in Anhang II Sonderbestimmungen für jeden ein­
zelnen Stoff vor , mit denen die allgemeinen Bestimmun­
gen näher ausgeführt und ergänzt werden .
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sungsgrenze , Genauigkeit und Richtigkeit mindestens eben­
so geeignet sind wie in Anhang II Teil C festgelegt .

( 6 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher , daß infolge von
Maßnahmen im Vollzug dieser Richtlinie keine Erhöhung
der Verschmutzung durch diese Stoffe in anderen Umwelt­
bereichen , insbesondere im Boden und in der Luft , ein­
tritt .

Artikel 4

Die betroffenen Mitgliedstaaten sorgen für die Überwa­
chung der Gewässer , die von den Ableitungen aus Indu­
striebetrieben oder aus anderen nennenswerte Ableitungen
produzierenden Quellen berührt werden .

Im Falle von Ableitungen , die die Gewässer mehrerer
Mitgliedstaaten betreffen , arbeiten diese Mitgliedstaaten
mit dem Ziel der Harmonisierung der Überwachungsver­
fahren zusammen .

Artikel 3

( 1 ) Die Grenzwerte , die Zeitpunkte für die Einhaltung der
Grenzwerte sowie das Verfahren zur Überwachung und
Kontrolle der Ableitungen sind in Teil A der Anhänge
festgelegt .

( 2 ) Die Grenzwerte sind normalerweise an der Stelle
anwendbar , an der die Abwässer mit den in Artikel 2
Buchstabe a ) genannten Stoffen den Industriebetrieb verlas­
sen .

Wird es für notwendig erachtet , bei bestimmten Stoffen
andere Stellen für die Anwendung der Grenzwerte vorzu­
sehen , so werden diese Stellen in Anhang II festgelegt .

Werden Abwässer mit diesen Stoffen außerhalb des Indu­
striebetriebs in einer für ihre Beseitigung bestimmten An­
lage behandelt , so kann der Mitgliedstaat zulassen , daß die
Grenzwerte an der Stelle angewandt werden , an der die
Abwässer diese Anlage verlassen .

( 3 ) Die in Artikel 3 der Richtlinie 76 /464 / EWG vorgese­
henen Genehmigungen müssen Vorschriften enthalten , die
mindestens ebenso streng sind wie die in Teil A der
Anhänge festgelegten Vorschriften , ausgenommen in den
Fällen , in denen ein Mitgliedstaat auf der Grundlage von
Teil B der Anhänge den Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie
76 / 464 / EWG erfüllt .

Diese Genehmigungen werden mindestens alle vier Jahre
überprüft .

(4 ) Die Mitgliedstaaten dürfen unbeschadet ihrer Ver­
pflichtungen nach den Absätzen 1 , 2 und 3 sowie der
Richtlinie 76 / 464 / EWG nur dann Genehmigungen für
neue Betriebe erteilen , wenn diese Betriebe die Normen
anwenden , die den besten verfügbaren technischen Mitteln
entsprechen , sofern dies erforderlich ist , um die Ver­
schmutzung im Sinne von Artikel 2 der genannten Richt­
linie zu beseitigen oder um Wettbewerbsverzerrungen zu
vermeiden .

Unabhängig von dem gewählten Verfahren legt der Mit­
gliedstaat , falls die geplanten Maßnahmen aus technischen
Gründen nicht den besten verfügbaren technischen Mitteln
entsprechen , der Kommission vor jeder Genehmigung diese
Gründe dar .

Die Kommission übermittelt den anderen Mitgliedstaaten
unverzüglich diese Gründe und leitet allen Mitgliedstaaten
so bald wie möglich einen Bericht zu , in dem ihre Stellung­
nahme zu der in Unterabsatz 2 bezeichneten Ausnahme­
regelung enthalten ist . Falls erforderlich , legt sie dem Rat
gleichzeitig geeignete Vorschläge vor .

( 5 ) Die Referenzanalysemethode für die Bestimmung eines
der in Artikel 2 Buchstabe a) genannten Stoffe ist in
Anhang II Teil C aufgeführt . Es können andere Methoden
verwendet werden , vorausgesetzt , daß ihre jeweilige Erfas­

Artikel 5

( 1 ) Bei den Stoffen , für die ein diesbezüglicher Hinweis in
Anhang II enthalten ist, stellen die Mitgliedstaaten Sonder­
programme auf, um die Verschmutzung zu vermeiden oder
zu beseitigen , die aus Quellen (einschließlich der vielfälti­
gen und diffusen Quellen) stammen , welche in nennenswer­
tem Umfang Ableitungen dieser Stoffe produzieren und
welche nicht der Regelung der gemeinschaftlichen Grenz­
werte oder der einzelstaatlichen Emissionsnormen unterlie­
gen .

( 2 ) Diese Programme umfassen insbesondere die Maßnah­
men und technischen Verfahren , die am besten geeignet
sind , die Substitution , die Rückhaltung und / oder die Wie­
derverwertung der in Absatz 1 genannten Stoffe zu gewähr­
leisten .

( 3 ) Die Sonderprogramme müssen spätestens fünf Jahre
nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe der den jeweiligen
Stoff betreffenden Richtlinie in Kraft treten .

Artikel 6

( 1 ) Die Kommission nimmt eine vergleichende Bewertung
der Anwendung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten
auf die Grundlage der ihr gemäß Artikel 13 der Richtlinie
76 /464 / EWG und auf ihre Ersuchen im Einzelfall von den
Mitgliedstaaten erteilten Auskünfte vor , insbesondere
betreffend

— die Einzelheiten über die Genehmigungen, in denen die
Emissionsnormen für die Ableitung von Stoffen festge­
legt sind ;

— die Bestandsaufnahme der Ableitung von Stoffen in die
in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gewässer ;

— die Einhaltung der in Anhang II Teile A und B festge­
legten Grenzwerte oder Qualitätsziele ;
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Artikel 7

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen , um dieser Richtlinie vor dem 1 . Januar 1988
nachzukommen . Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis .

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften , die sie auf
dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet erlassen,
unverzüglich nach ihrer Annahme mit .

Artikel 8

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Luxemburg am 12 . Juni 1986 .

— die Ergebnisse der in Artikel 4 genannten Überwachung
der Gewässerregion , die von den Ableitungen berührt
wird ;

— die Sonderprogramme zur Beseitigung gemäß Arti­
kel 5 .

(2 ) Die Kommission übermittelt dem Rat alle fünf Jahre
und zum ersten Mal vier Jahre nach Bekanntgabe dieser
Richtlinie die in Absatz 1 genannte vergleichende Bewer­
tung .

( 3 ) Die Kommission legt dem Rat im Falle einer Änderung
des wissenschaftlichen Erkenntnisstandes hauptsächlich in
bezug auf die Toxizität , Langlebigkeit und Akkumulation
der in Artikel 2 Buchstabe a) genannten Stoffe in lebenden
Organismen und in Sedimenten oder im Falle einer Verbes­
serung der besten verfügbaren technischen Mittel geeignete
Vorschläge vor , mit denen die Grenzwerte und Qualitäts­
ziele erforderlichenfalls verbessert oder zusätzliche Grenz­
werte und Qualitätsziele festgelegt werden sollen .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. WINSEMIUS
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ANHANG I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Der vorliegende Anhang umfaßt drei Teile mit allgemeinen Bestimmungen zur Anwendung auf die Stoffe :
— Teil A : Grenzwerte für Emissionsnormen;

— Teil B : Qualitätsziele ;

— Teil G : Referenzmeßverfahren .

Die allgemeinen Bestimmungen werden in Anhang II durch eine Reihe spezifischer Bestimmungen für jeden
einzelnen Stoff präzisiert und ergänzt .

TEIL A

Grenzwerte, Zeitpunkte für ihre Einhaltung und Verfahren zur Überwachung und Kontrolle der Ableitungen

1 . Für die verschiedenen betroffenen Typen von Industriebetrieben sind die Grenzwerte , die Referenzdaten
und die Zeitpunkte für ihre Einhaltung in Anhang II unter Teil A aufgeführt .

2 . Die Mengen der abgeleiteten Stoffe werden nach der Menge der vom Industriebetrieb im gleichen Zeitraum
hergestellten , verarbeiteten oder benutzten Stoffe oder gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie
76 /464 /EWG nach einem anderen für die betreffende Tätigkeit charakteristischen Parameter ausge­
drückt .

3 . Für die Industriebetriebe , die in Artikel 2 Buchstabe a ) genannte Stoffe ableiten und in Anhang II Teil A
nicht erwähnt sind , werden die Grenzwerte im Bedarfsfall vom Rat später festgesetzt . In der Zwischenzeit
setzen die Mitgliedstaaten selbständig gemäß Richtlinie 76 /464 /EWG Emissionsnormen für die Ableitun­
gen dieser Stoffe fest . Diese Normen müssen den besten verfügbaren technischen Mitteln entsprechen und
dürfen nicht weniger streng sein als der am besten vergleichbare Grenzwert in Anhang II Teil A.

Die Bestimmungen dieses Absatzes finden auch dann Anwendung, wenn ein Industriebetrieb andere
Tätigkeiten als diejenigen umfaßt , für die in Anhang II Teil A Grenzwerte festgesetzt wurden , und wenn
diese zu Ableitungen von in Artikel 2 Buchstabe a ) genannten Stoffen führen können .

4 . Die als Konzentration ausgedrückten Grenzwerte, die grundsätzlich nicht überschritten werden dürfen , sind
für die betroffenen Industriebetriebe in Anhang II Teil A aufgeführt . Auf keinen Fall dürfen die als
Höchstkonzentration ausgedrückten Grenzwerte — sofern es sich dabei nicht um die einzig anwendbaren
Werte handelt — über den Werten liegen , die sich aus der Division der Gewichtsmengen durch den
Wasserbedarf je Einheit des charakteristischen Elements der verunreinigenden Tätigkeit ergeben . Da jedoch
die Konzentration dieser Stoffe in den Abwässern von der verwendeten Wassermenge abhängt, die sich
jeweils nach Verfahren und Industriebetrieb unterscheidet , müssen die in Anhang II Teil A angegebenen
Grenzwerte , die als Gewichtsmenge der abgeleiteten Stoffe im Verhältnis zu den für die betreffende
Tätigkeit charakteristischen Parametern ausgedrückt sind , in jedem Fall eingehalten werden .

5 . Um zu überprüfen , ob die Ableitungen der in Artikel 2 Buchstabe a ) genannten Stoffe den Emissionsnormen
genügen , muß ein Kontrollverfahren eingeführt werden .

Dieses Kontrollverfähren muß die Entnahme und die Analyse von Proben , die Messung des Abflusses und
der Menge der verwendeten Stoffe sowie gegebenenfalls die Messung der charakteristischen Parameter der
verunreinigenden Tätigkeit gemäß Anhang II Teil A vorsehen .

Insbesondere kann , wenn sich die Menge der verwendeten Stoffe nicht ermitteln läßt, beim Kontrollverfah­
ren von der Menge der Stoffe ausgegangen werden , die nach der Produktionskapazität, die der Genehmi­
gung zugrunde liegt , verwendet werden kann .

6 . Es wird eine repräsentative Probe der Abflüsse innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums entnommen . Die
während eines. Monats abgeleitete Menge an Stoffen wird auf der Grundlage der täglich abgeleiteten
Stoffmenge berechnet .
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In Anhang II kann jedoch für die Ableitung bestimmter Stoffe eine Quantitätsschwelle festgesetzt werden ,
bei deren Unterschreitung von den Mitgliedstaaten ein vereinfachtes Überwachungsverfahren angewandt
werden kann .

7 . Die unter Nummer 5 vorgesehenen Probenahmen und Abflußmessungen erfolgen normalerweise an der
Stelle , an der gemäß Artikel 3 Absatz 2 dieser Richtlinie die Grenzwerte angewandt werden .

Die Mitgliedstaaten können allerdings zulassen — sofern dies erforderlich ist , um zu gewährleisten , daß die
Maßnahmen den Erfordernissen in Teil C der Anhänge entsprechen — daß die betreffenden Probenahmen
und Abflußmessungen an einer anderen , vor der Anwendungsstelle für die Grenzwerte liegenden Stelle
erfolgen ; Voraussetzung hierfür ist , daß
— das ganze Wasser des Betriebs , das durch den betreffenden Stoff verunreinigt werden könnte , durch

diese Messungen erfaßt wird;
— regelmäßige Nachprüfungen beweisen , daß die Messungen tatsächlich für die an der Anwendungsstelle

für die Grenzwerte abgeleiteten Mengen repräsentativ sind bzw . stets über diesen liegen .

TEIL B

Qualitätsziele, Zeitpunkte für ihre Einhaltung und Verfahren zur Überwachung und Kontrolle der
Qualitätsziele

1 . Für die Mitgliedstaaten , welche die Ausnahmeregelung nach Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 76 / 464 / EWG
anwenden , werden die Emissionsnormen , die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5 der genannten Richtlinie
aufstellen und zur Anwendung bringen müssen , so festgesetzt , daß das oder die entsprechende(n)
Qualitätsziel(e) unter den nach den Nummern 2 oder 3 festgesetzten Zielen in dem Gebiet , das von den
Ableitungen von Stoffen nach Artikel 2 Buchstabe a ) betroffen ist , eingehalten wird (werden). Die
zuständige Behörde bezeichnet das betroffene Gebiet in jedem Einzelfall und wählt unter den nach den
Nummern 2 oder 3 festgesetzten Qualitätszielen dasjenige oder diejenigen aus , das ( die) ihr im Hinblick auf
die Zweckbestimmung des betroffenen Gebiets angemessen erscheint ( erscheinen); dabei trägt sie dem
Umstand Rechnung, daß durch diese Richtlinie jegliche Verschmutzung beseitigt werden soll .

2 . Um die Verschmutzung im Sinne der Richtlinie 76 / 464 / EWG gemäß deren Artikel 2 zu beseitigen , werden
in Anhang II Teil B die Qualitätsziele und die Zeitpunkte für ihre Einhaltung festgelegt .

3 . Sofern in den Sonderbestimmungen in Anhang II Teil B nichts anderes vorgesehen ist , beziehen sich
sämtliche als Qualitätsziele genannten Konzentrationen auf das arithmetische Mittel der während eines
Jahres erzielten Ergebnisse .

4 . Sind mehrere Qualitätsziele für die Gewässer eines Gebiets anwendbar , so muß die Qualität des Wassers
jedem dieser Ziele entsprechen .

5 . Für jede in Anwendung dieser Richtlinie erteilte Genehmigung gibt die zuständige Behörde die Vorschriften ,
die Überwachungsmodalitäten sowie die Zeitpunkte für die Einhaltung des oder der Qualitätsziele an .

6 . In Übereinstimmung mit Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 76 / 464 / EWG unterrichtet der Mitgliedstaat die
Kommission bei jedem ausgewählten und angewandten Qualitätsziel über

— die Ableitungsstellen und Dispersionsvorrichtungen ,

— das geographische Gebiet , in welchem das Qualitätsziel angewandt wird ,

— die Orte der Probenahme,

— die Häufigkeit der Probenahme,

— die Probenahme- und Meßmethoden ,

— die Ergebnisse .

7 . Die Proben müssen in hinreichender Nähe der Ableitungsstelle entnommen werden , damit sie für die
Qualität der Gewässer in dem durch die Ableitung betroffenen Gebiet repräsentativ sind; die Probenahme­
häufigkeit muß genügend hoch sein , um etwaige Änderungen des Zustandes der Gewässer aufzeigen zu
können , insbesondere unter Berücksichtigung der natürlichen Veränderungen des Wasserhaushalts .
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TEIL C

Referenzmeßverfahren und Erfassungsgrenze

1 . Die Definitionen in der Richtlinie 79 / 869 / EWG des Rates vom 9 . Oktober 1979 über Meßmethoden sowie
über die Häufigkeit der Probenahmen und der Analysen des Oberflächenwassers für die Trinkwassergewin­
nung in den Mitgliedstaaten (*) gelten im Rahmen der vorliegenden Richtlinie .

2 . Die Referenzmeßverfahren zur Bestimmung der Konzentration der genannten Stoffe sowie die Erfassungs­
grenze für den betreffenden Umweltbereich sind in Anhang II Teil G festgelegt .

3 . Die Erfassungsgrenze , die Richtigkeit und die Genauigkeit der Methode wird für jeden Stoff in Anhang II
Teil C festgelegt .

4 . Für die Messung der Abflußmenge ist eine Genauigkeit von ± 20 % vorgeschrieben .

(M ABl . Nr. L 271 vom 29 . 10 . 1979 , S. 44 .
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ANHANG II

SONDERBESTIMMUNGEN

1 . Betreffend Tetrachlorkohlenstoff,

2 . betreffend DDT ,

3 . betreffend Pentachlorphenol .

Die Numerierung der in vorliegendem Anhang aufgeführten Stoffe entspricht der Liste der 129 Stoffe in der
Mitteilung der Kommission an den Rat vom 22 . Juni 1982 ( 1 ).

Werden zukünftig Stoffe in vorliegenden Anhang aufgenommen, die nicht in der obengenannten Liste enthalten
sind , werden sie in der chronologischen Reihenfolge ihrer Aufnahme, mit Nr. 130 beginnend, weiter
numeriert .

f 1 ) ABl . Nr . C 176 vom 14 . 7 . 1982 , S. 3 .

I. Sonderbestimmungen für Tetrachlorkohlenstoff (Nr. 13 ) (*)

CAS — 56-23-5 ( 2 )

(' ) Artikel 5 findet insbesondere auf die Verwendung von Tetrachlorkohlenstoff in industriellen Wäschereien
Anwendung .

( 2 ) CAS Nr . ( Chemical Abstract Service).
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Teil A (13): Grenzwerte der Emissionsnormen

Typ des Industriebetriebs
H ( 2 )

Typ des
Mittel­
wertes

Grenzwerte ausgedruckt in
< 3 )

Einzuhalten
ab

Gewicht
Konzen­
tration

1 . Herstellung von
Tetrachlorkohlenstoff
durch Perchlorierung

Monat

Tag

a ) Verfahren mit Aus­
waschung: 40 g
CC14 je Tonne Ge­
samtproduktionska-
pazität CCI4 und
Perchloräthylen

b ) Verfahren ohne Aus­
waschung:
2,5 g/ Tonne

a) Verfahren mit Aus­
waschung:
80 g/Tonne

b) Verfahren ohne Aus­
waschung:
5 g/ Tonne

1,5 mg / 1

1,5 mg / 1

3 mg / 1

3 mg/ 1

► 1 . 1 . 1988

2 . Herstellung von
Chlormethanen durch
Methanchlorierung
(einschließlich Hoch­
druck-Chlorolysever-
fahren ) und aus
Methanol

Monat

Tag

10 g CCI4 je Tonne
Gesamtproduktionska­
pazität Chlormethane

20 g je Tonne

1,5 mg / 1

3 mg/ 1

► 1 . 1 . 1988

3 . Herstellung von Fluor­
chlorkohlenwasser-
stoff ( 4 )

Monat

Tag —

—

—

(*) Bei den in Anhang I Teil A Nummer 3 genannten Industriebetrieben erfolgt ein Hinweis namentlich auf
Betriebe , die Tetrachlorkohlenstoff als Lösungsmittel verwenden .

( 2 ) Ein vereinfachtes Überwachungsverfahren kann eingerichtet werden , wenn die Ableitungen pro Jahr 30 kg
nicht übersteigen .

( 3 ) In Anbetracht der Flüchtigkeit des Tetrachlorkohlenstoffs und zur Sicherstellung der Einhaltung von Arti­
kel 3 Absatz 6 in Fällen , in denen Verfahren angewandt werden , bei denen die tetrachlorkohlenstoffhaltigen
Abwässer einer starken Bewegung an frischer Luft ausgesetzt sind , schreiben die Mitgliedstaaten vor , daß
die Grenzwerte vor dem Eintritt der Abwässer in die betreffenden Anlagen eingehalten werden ; sie stellen
sicher, daß das gesamte Wasser, das verunreinigt sein könnte , wirklich erfaßt wird .

( 4 ) Es ist gegenwärtig nicht möglich , Grenzwerte für diesen Sektor festzulegen . Der Rat wird diese Grenzwerte
später auf Vorschlag der Kommission festlegen .

Teil B (13): Qualitätsziele (M

Umweltbereich Qualitätsziele Meßeinheit Einzuhalten ab

Oberirdische Binnengewässer

Mündungsgewässer

Innere Küstengewässer ohne Mündungsge­
wässer

Küstenmeer

12 ng/ 1 CC14 1 . 1 . 1988

0 ) Unbeschadet des Artikels 6 Absatz 3 der Richtlinie 76 /464 / EWG kann ein vereinfachtes Überwachungs­
verfahren eingeführt werden , wenn nachgewiesen wird , daß das vorgenannte Qualitätsziel erreicht ist und
ohne weiteres dauernd eingehalten werden kann .
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Teil C (13): Referenzmeßverfahren

1 . Referenzmeßverfahren zur Bestimmung von Tetrachlorkohlenstoff in den Abwässern und Gewässern ist die
Gaschromatographie .

Ein empfindlicher Detektor ist zu verwenden , wenn die Konzentration unter 0,5 mg/ 1 liegt ; in diesem Fall
liegt die Bestimmungsgrenze ( J ) bei 0,1 µg / 1 . Bei einer Konzentration von über 0,5 mg/ 1 ist eine
Bestimmungsgrenze (*) von 0,1 mg / 1 angemessen .

2 . Die Richtigkeit und die Genauigkeit der Methode müssen ± 50 % bei einer Konzentration betragen , die
dem doppelten Wert der Bestimmungsgrenze (*) entspricht .

(') Die Bestimmungsgrenze xg für einen Stoff ist definiert als die kleinste , nach einer gegebenen Arbeitsvor­
schrift in einer Probe quantitativ bestimmte Menge , die sich noch signifikant von Null unterscheidet .

II . Sonderbestimmungen für DDT (Nr. 46) (*) ( 2 )

CAS — 50-29-3 ( 3 )

STANDSTILL : Die DDT-Konzentration in Gewässern , Sedimenten und / oder Weichtieren und/ oder Schalen­
tieren und /oder Fischen darf mit der Zeit nicht wesentlich ansteigen .

0 ) Die Summe der Isomere 1,1,1 -Trichlor-2 ,2 bis (p-Chlorphenyl)-äthan ;
1 ,1 , l-Trichlor-2-(o-Chlorphenyl)-2-(p-Ghlorphenyl)-äthan ;
1,1 Dichlor-2,2 bis (p-Chlorphenyl)-äthylen und
1,1 Dichlor-2,2 bis (p-Chlorphenyl)-äthan .

( 2 ) Artikel 5 findet auf DDT Anwendung, soweit andere als die in vorliegendem Anhang erwähnten Quellen
ermittelt werden .

( 3 ) CAS Nr . ( Chemical Abstract Service).

Teil A (46): Grenzwerte der Emissionsnormen (M ( 2 )

Typ des Industriebetriebs
,( 3)(4 )

Typ des
Mittel­
wertes

Grenzwerte ausgedruckt in

g/t hergestellten ,
verarbeiteten oder
benutzten Stoffen

mg /1 abgeleitetem
Wasser

Einzuhalten
ab

Produktion von DDT ein­ Monat 8 0,7 1 . 1 . 1988
schließlich Formulierung
von DDT am selben Tag 16 1,3 1 . 1 . 1988

Standord Monat 4 0,2 1 . 1 . 1991

Tag 8 0,4 1 . 1 . 1991

0 ) Was die neuen Anlagen betrifft , so muß es aufgrund der verfügbaren besten technischen Mittel bereits
möglich sein , für DDT Emissionsnormen vorzusehen , die niedriger sind als 1 g/ t hergestellte Stoffe .

( 2 ) Aufgrund der Erfahrungen mit der Anwendung der vorliegenden Richtlinie unterbreitet die Kommission
dem Rat nach Artikel 6 Absatz 3 dieser Richtlinie zu gegebener Zeit Vorschläge für die Festlegung
restriktiver Grenzwerte , die 1994 in Kraft treten sollen .

( 3 ) Bei den in Anhang I Teil A Nummer 3 genannten Industriebetrieben erfolgt ein Hinweis namentlich auf
Betriebe , die DDT außerhalb der Produktionsanlage formulieren und auf den Sekteor der Dicofol-Produk­
tion .

( 4 ) Ein vereinfachtes Überwachungsverfahren kann eingerichtet werden , wenn die Ableitungen pro Jahr 1 kg
nicht übersteigen .
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Teil B (46): Qualitätsziele

Umweltbereich Qualitätsziele 0 Meßeinheit Einzuhalten ab

Oberirdische Binnengewässer

Mündungsgewässer

Innere Küstengewässer ohne Mündungsge­
wässer

Küstenmeer

10 für das para­
para-Isomer
des DDT

25 für DDT
insgesamt

Hg/ 1 1 . 1 . 1988

Teil C (46): Referenzmeßverfahren

1 . Referenzmeßverfahren zur Bestimmung von DDT in den Abwässern und Gewässern ist die Gaschromato­
graphie mit Elektroneneinfangdetektor nach Extraktion mit einem geeigneten Lösemittel . Die Bestimmungs­
grenze (*) liegt für das DDT insgesamt je nach Anzahl der störenden Begleitstoffe in der Probe bei rund
4 ng/ 1 für Gewässer und 1 Hg /1 für Abwässer .

2 . Referenzverfahren zur Bestimmung von DDT in Sedimenten und Organismen ist die Gaschromatographie
mit Elektroneneinfangdetektor nach geeigneter Probenvorbereitung. Die Bestimmungsgrenze (*) liegt bei
1 Hg/kg.

I

3 . Die Richtigkeit und die Genauigkeit der Methode müssen ± 50 % bei einer Konzentration betragen , die
dem doppelten Wert der Bestimmungsgrenze (*) entspricht .

i 1 ) Die Bestimmungsgrenze xg für einen Stoff ist definiert als die kleinste , nach einer gegebenen Arbeitsvor­
schrift in einer Probe quantitativ bestimmbare Menge , die sich noch signifikant von Null unterscheidet .

III . Sonderbestimmungen für Pentachlorphenol (Nr. 102 ) ( ! ) ( 2 )

CAS-87-86-5 ( 3 )

STANDSTILL : Die PCP-Konzentration in Sedimenten , Mollusken , Schalentieren und / oder Fischen darf mit
der Zeit nicht wesentlich ansteigen .

(*) Die chemische Verbindung 2 , 3 , 4 , 5 , 6-Pentachlor-l-Hydroxybenzol und ihre Salze .
( 2 ) Artikel 5 findet auf Pentachlorphenol Anwendung, insbesondere auf dessen Verwendung bei der Holz­

behandlung.
( 3 ) GAS Nr. ( Chemical Abstract Service).

Teil A (102): Grenzwerte der Emissionsnormen

Typ des
Mittel­
wertes

Grenzwerte ausgedruckt in

Typ des Industriebetriebs g/ t Produktions­
kapazität bzw.

Einsatzkapazität

mg /1 abgeleitetem
Wasser

Einzuhalten
ab

Produktion von PCP.Na Monat 25 1 1 . 1 . 1988
durch Hydrolyse von
Hexachlorbenzol Tag 50 2 1 . 1 . 1988

( ! ) Bei den in Anhang I Teil A Nummer 3 genannten Industriebetrieben erfolgt ein besonderer Hinweis
namentlich auf Betriebe , die Natriüm-Pentachlorphenol durch Chlorierung herstellen .

( 2 ) Ein vereinfachtes Überwachungsverfahren kann eingerichtet werden , wenn die Ableitungen pro Jahr 3 kg
nicht übersteigen .
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Teil B (102): Qualitätsziele

Umweltbereich Qualitätsziele Meßeinheit Einzuhalten ab

Oberirdische Binnengewässer 1
Mündungsgewässer

Innere Küstengewässer ohne Mündungs­
gewässer

2 Hg/ 1 1 . 1 . 1988

Küstenmeer UI

Teil C (102): Referenzmeßverfahren

1 . Referenzmeßverfahren zur Bestimmung von Pentachlorphenol im Abwasser und in Gewässern sind die
Hochdruck-Flüssigkeits-Chromatographie bzw. die Gaschromatographie mit Elektroneneinfangdetektor
nach Extraktion mit einem geeigneten Lösemittel . Die Bestimmungsgrenze (*) liegt bei 2 p.g / 1 für Abwasser
und bei 0,1 ng/ 1 für Gewässer .

2 . Referenzverfahren zur Bestimmung von Pentachlorphenol in Sedimenten und Organismen sind die Hoch­
druck-Flüssigkeits-Chromatographie bzw. die Gaschromatographie mit Elektroneneinfangdetektor nach
geeigneter Probenvorbereitung. Die Bestimmungsgrenze (*) liegt bei 1 Hg/ kg.

3 . Die Richtlinie und die Genauigkeit der Methode müssen ± 50 % bei einer Konzentration betragen , die dem
doppelten Wert der Bestimmungsgrenze (*) entspricht .

(*) Die Bestimmungsgrenze Xg für einen Stoff ist definiert als die kleinste, nach einer gegebenen Arbeitsvor­
schrift in einer Probe quantitativ bestimmbare Menge , die sich noch signifikant von Null unterscheidet .
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